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rungen für eine künftig bessere Durchsetzung des sozia­
listischen Rechts. Werktätige und Leitungskader werden 
angeregt, eigenverantwortlich Maßnahmen zur Überwin­
dung rückständiger Denk- und Verhaltensweisen oder 
gegen evtl, vorhandene Nachlässigkeiten und gegen Un­
ordnung zu ergreifen. Das gilt besonders für die mitunter 
noch vorhandene Gewöhnung an sog. Kavaliersdelikte 
oder an die unvertretbare Auffassung, das gesellschaftliche 
Eigentum sei etwas „Anonymes“, dessen Wegnahme 
eigentlich niemand schädige. In dieser Hinsicht geben sorg­
fältig ausgewählte und zielstrebig geführte Hauptverhand­
lungen wichtige Impulse, um über den Einzelfall hinaus 
das sozialistische Eigentümerbewußtsein und -verhalten 
der Leiter, der einzelnen Werktätigen und der Kollektive 
insgesamt zu festigen und die Unantastbarkeit der gesell­
schaftlichen Werte zu unterstreichen.

Gute Arbeit leistet in dieser Richtung z. B. das Kreis­
gericht Mühlhausen. Hier wurde im zurückliegenden Jahr 
etwa die Hälfte aller Straftaten gegen das sozialistische 
Eigentum und die Volkswirtschaft differenziert vor er­
weiterter Öffentlichkeit verhandelt (davon wiederum ein 
Viertel außerhalb des Gerichts). Bei einem Drittel dieser 
Verfahren wirkten gesellschaftliche Ankläger mit. Mit die­
sen Verfahren wurden die erwarteten Qualitäts- und Wirk­
samkeitsansprüche erfüllt. Es erwies sich als richtig, nicht 
nur sog. bedeutsame Strafsachen mit hohen Schäden oder 
anderen erschwerenden Faktoren für eine Verhandlung 
vor einem größeren Kreis von Werktätigen und Leitungs­
kadern auszuwählen. Auch Hauptverhandlungen in Ver­
fahren kleineren Umfangs aber mit spezifischem Inhalt — 
z. B. wegen eklatanter Begünstigungen — sind mit nachhal­
tiger Wirkung außerhalb der Arbeitszeit in Betrieben und 
Einrichtungen durchgeführt worden. Die Verfahren wer­
den — wenn nicht schon vom Staatsanwalt bereits ein ent­
sprechender Antrag oder Vorschlag vorliegt — stets nach 
dessen Konsultation ausgewählt, weil seine Kenntnisse 
über den betreffenden Bereich bereits aus dem Ermitt­
lungsverfahren hierfür von Gewicht sind.

Die Zielstellung solcher Verfahren wird mit den ge­
sellschaftlichen Kräften und der Betriebsleitung abge­
stimmt. Dabei wird u. a. festgelegt, welcher Personenkreis 
einzuladen ist, um zu gewährleisten, daß die Erkenntnisse 
aus der Verhandlung rationell, wirksam und eigenverant­
wortlich umgesetzt werden. Zugleich wird der günstigste 
Verhandlungszeitpunkt erörtert, um Arbeitszeitausfälle für 
die Zuhörer so gering wie möglich zu halten.

Beispielsweise wurden in Abstimmung mit dem Kreis­
vorstand der Konsumgenossenschaft drei Verfahren gegen 
unehrliche Gastwirte innerhalb von zwei Wochen so ver­
handelt, daß alle Gaststättenleiter des Kreisgebiets außer­
halb der Arbeitszeit an einer der Hauptverhandlungen 
teilnehmen konnten. Die Urteilsverkündung des letzten 
Verfahrens wurde an den Beginn eines Schulungstags für 
alle Objektleiter gelegt. Daran schloß sich eine gründliche 
Auswertung der Verfahren durch die Vorsitzenden der 
Strafkammern und den Vorstand der Genossenschaft an, in 
der es vorrangig um die Verantwortung der Leiter für 
Fragen der Einhaltung von Gesetzlichkeit, Ordnung und 
Sicherheit sowie um Probleme der Erziehung und Vermitt­
lung ideologischer Grundhaltungen in den Kollektiven 
ging.

Bei der Vorbereitung derartiger Verfahren leisten die 
Schöffen wertvolle Kleinarbeit; sie sind eine unverzicht­
bare Hilfe. Das bezieht sich auf die Lösung organisatori­
scher Fragen des Verhandlungsablaufs, auf beratende und 
unterstützende Tätigkeit gegenüber Kollektivvertretern 
oder gesellschaftlichen Anklägern, aber auch auf die Hilfe 
für die Kollektive selbst, vor allem bei der Vorbereitung 
und Ausgestaltung einer Bürgschaft.

Größere Konsequenz muß bei einigen Gerichten unseres 
Bezirks allerdings noch bei der Anwendung von Gerichts­
kritiken und Hinweisen gezeigt werden. Hier gibt es noch 
Reserven, um auch mit diesen Mitteln unmittelbar wirksam

auf die Beseitigung von Ursachen und begünstigenden Be­
dingungen von Straftaten gegen das sozialistische Eigentum 
und die Volkswirtschaft einzuwirken. Mitunter vorgetra­
gene Argumente, daß bereits im Ermittlungsverfahren alle 
notwendigen Maßnahmen veranlaßt worden seien, treffen 
vielfach nicht zu.

Die konsequente Nutzung der Gerichtskritik oder des 
Hinweises als erzieherisches Mittel zur Festigung der Ge­
setzlichkeit und zum Schutz des sozialistischen Eigentums 
sowie der Volkswirtschaft ist vor allem auch im Bereich 
des Zivil- und Arbeitsrechts durchzusetzen. Wie erfolg­
reich das sein kann, bewies kürzlich das Kreisgericht Nord­
hausen. Wegen erheblicher Verletzung arbeitsrechtlicher 
Normen im Geld- und Warensektor des Kantinenbereichs 
hatte es am VEB H. Gerichtskritik geübt. Diese führte zu 
Festlegungen der Betriebsleitung im Hinblick auf künf­
tige unvorbereitete Kontrollinventuren, die Einrichtung 
besonderer Kantinenkonten, die sortimentsweise Erfassung 
und Abrechnung der Tageserlöse u. a. Außerdem wurde ein 
Wettbewerb zwischen den Kantinen organisiert, durch den 
insbesondere das Arbeiten ohne Minusdifferenzen mate­
riell stimuliert wird.

Die Verallgemeinerung solcher Arbeitsweisen, die durch 
operative Arbeit, Revisionen oder Berichterstattungen dem 
Bezirksgericht bekannt werden, trägt erkennbar dazu bei, 
die teilweise noch vorhandene ungerechtfertigte Differen­
ziertheit in dem Streben nach effektiven Arbeitsmethoden 
und Ergebnissen zu überwinden.
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Meldung eines Arbeitsunfalls 
bei einer Delegierung

§ 218 AGB legt fest, daß der Betrieb Arbeitsunfälle und 
Berufskrankheiten im Zusammenwirken mit den betrieb­
lichen Gewerkschaftsleitungen und der Einrichtung des 
Betriebsgesundheitswesens unverzüglich zu untersuchen 
und ihre Ursachen und begünstigenden Bedingungen zu be­
seitigen hat (vgl. Beschluß des Präsidiums des Obersten 
Gerichts zur Rechtsprechung auf dem Gebiete des Gesund- 
heits-, Arbeite- und Brandschutzes vom 13. September 1978 
[NJ 1978, Heft 10, S. 448 ff.]).

Im Zusammenhang mit der zeitweiligen Delegierung 
von Werktätigen in einen anderen Betrieb (§ 50 AGB) kann 
die Frage auftreten, wie zu verfahren ist, wenn der Werk­
tätige während dieser Zeit einen Arbeitsunfall (§ 220 AGB) 
erleidet. So ist insbesondere zu klären, wer den Arbeits­
unfall untersucht, ihn meldet und wer für eventuell ent­
stehende Schadenersatzansprüche einstehen muß.

Zur Frage, wer einen solchen Unfall melden muß, gibt 
es unterschiedliche Auffassungen. So wird z. B. in der Zeit­
schrift Gewerkschaftsleben 1981, Heft 4, S. 15 der Stand­
punkt vertreten, daß der d e l e g i e r e n d e  Betrieb den 
Arbeitsunfall zu melden und zu registrieren hat. In Ar­
beit und Arbeitsrecht 1981, Heft 8, S. 360 wird dagegen die 
Auffassung vertreten, daß der E i n s a t z b e t r i e b  für 
die Untersuchung, Meldung und Erfassung der Arbeitsun­
fälle der zeitweilig dort beschäftigten Werktätigen (das be­
trifft entsprechend § 220 AGB auch Wegeunfälle und Un­
fälle bei organisierter gesellschaftlicher, kultureller oder 
sportlicher Tätigkeit) zuständig ist.

Grundsätzlich ist m. E. der in der Zeitschrift Gewerk­
schaftsleben vertretenen Auffassung beizupflichten. Gemäß 
§ 50 Abs. 3 AGB bleiben alle Rechte und Pflichten aus dem


